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[bookmark: _Toc242708000]Allgemeines

☐ Ich/Wir erkläre/n uns damit einverstanden, dass die von mir/uns mitgeteilten personenbezogenen Daten für das Vergabeverfahren verarbeitet und gespeichert werden können. Wir werden diese und die ggf. später übersandten Vergabeunterlagen vertraulich behandeln und diese nur im Rahmen dieses Vergabeverfahrens verwenden. 

☐Mein/Unser Unternehmen ist in folgender Datenbank präqualifiziert:
	☐www.pq-vol.de/info/	Angabe der Registrierungsnummer:      
	☐www.pq-verein.de		Angabe der Registrierungsnummer:      
	☐          			Angabe der Registrierungsnummer:      

Bei meinem/unserem Unternehmen handelt es sich um ein KMU.
☐ Ja, es handelt sich um ein KMU.
☐ Nein, es handelt sich nicht um ein KMU.

☐ Ich biete/wir bieten als Einzelbieter an. 
☐ Ich/wir beabsichtige/n, im Fall der Zuschlagserteilung eine Arbeitsgemeinschaft zu bilden. 
Hinweise:
· Bitte verwenden Sie das Dokument „Anlage 2.3_Formblatt Bietergemeinschaftserklärung“.
· Im Falle einer Bewerber-/Bietergemeinschaft sind die nachfolgenden Punkte I, II und IV für jedes Mitglied der Bewerber-/Bietergemeinschaft einzeln auszufüllen.
· Punkt III muss von der Bietergemeinschaft insgesamt vorliegen.

☐ Ich/wir beabsichtige/n, die Inanspruchnahme von Kapazitäten anderer Unternehmen:
☐  durch Eignungsleihe
☐  durch Nachunternehmen
Hinweise:
· Bitte verwenden Sie das Dokument „Anlage 2.4_Formblatt Verzeichnis der LeistKap anderer Unternehmen“.
· [bookmark: _Hlk105753863]Im Falle eines Nachunternehmers müssen alle Angaben unter Punkt I und IV dieser Anlage zusätzlich von den vorgesehenen Nachunternehmen ausgefüllt werden. 
· Im Fall einer Eignungsleihe müssen zusätzlich zu Punkten I und IV noch alle weiteren Teile der Eigenerklärung von den Unternehmen ausgefüllt werden, für welche die Eignungsleihe in Anspruch genommen wird.

☐ Mir/Uns ist bekannt, dass wissentlich falsche Erklärungen den Ausschluss von diesem Verfahren zur Folge haben kann. 


[bookmark: _Toc242708001]I. Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung

1. [bookmark: _Toc103691331][bookmark: _Toc104195386][bookmark: _Toc242708002]Berufs- und Handelsregistereintragung
☐Mein/Unser Unternehmen ist ordnungsgemäß im Handelsregister (für ausländische Unternehmen eine vergleichbare Institution) angemeldet. Der Auszug (bzw. eine gleichwertige Bescheinigung aus dem Herkunftsland) darf nicht älter als 6 Monate sein. Der Nachweis ist beigefügt. 

[bookmark: _Toc34304482][bookmark: _Toc103691333][bookmark: _Toc104195388][bookmark: _Toc242708003]II. Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit

1. [bookmark: _Toc203054786][bookmark: _Toc242708004]Angaben Umsatz des Unternehmens, der mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar ist (Mindestanforderung)

	Bitte tragen Sie Ihre einschlägigen Umsätze für die jeweils abgeschlossenen Geschäftsjahre ein:

	Umsatz des Unternehmens in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren, soweit dieser Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind unter Einschluss des Anteils bei gemeinsam mit anderen Unternehmen ausgeführten Leistungen
	      € (Jahr:      )

	
	      € (Jahr:      )

	
	      € (Jahr:      )



Mindestanforderung:
Der Umsatz des Bieters muss in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren mit vergleichbaren Leistungen jeweils mindestens 500.000 Euro (netto) p. a. betragen haben. 

2. [bookmark: _Toc34304483][bookmark: _Toc103691334][bookmark: _Toc104195389][bookmark: _Toc242708005]Haftpflichtversicherung

Nachweis einer Firmenhaftpflichtversicherung mit folgenden Deckungssummen:
· Personen- und Sachschäden: Mindestens 1.000.000,00 Euro pro Schadensfall, zweifach maximiert im Jahr
· Vermögensschäden: Mindestens 1.000.000,00 Euro pro Schadensfall, zweifach maximiert im Jahr

[bookmark: _Hlk102384767]Die Haftpflichtversicherung muss bei einem in der EU zugelassenen Haftpflichtversicherer oder Kreditinstitut abgeschlossen worden sein. Die Haftpflichtversicherung muss während der gesamten Vertragslaufzeit aufrechterhalten und nachgewiesen werden. Der Bieter hat zu gewährleisten, dass zur Deckung eines Schadens aus dem Vertrag Versicherungsschutz in Höhe der in Anlage 0 genannten Deckungssummen besteht.
Ein Versicherungsnachweis über die geforderte Firmenhaftpflichtversicherung beziehungsweise eine schriftliche Erklärung zur Erhöhung der Firmenhaftpflichtversicherung im Auftragsfall muss dem Angebot zwingend beigelegt werden.

☐ Der geforderte Nachweis liegt dem Angebot bei.


[bookmark: _Toc34304485][bookmark: _Toc103691335][bookmark: _Toc104195390][bookmark: _Toc242708006]III. Technische und berufliche Leistungsfähigkeit

1. [bookmark: _Toc103691336][bookmark: _Toc104195391][bookmark: _Toc242708007][bookmark: _Toc34304486]Referenzen des Unternehmens
Im separaten Dokument „Anlage 2.5_Referenzvordruck“ sind mindestens 3 Referenzaufträge aus den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren (gerechnet ab dem Zeitpunkt der Veröffentlichung dieses Verfahrens) in vorgegebener Weise anzugeben. 
Vergleichbar sind die Mindest-Referenzen, wenn Sie folgende Kriterien erfüllen:
· Leistungsinhalt: Beschaffung und Bereitstellung von Lizenz-/Subscription-Produkten (Core-Abonnement beim Hersteller) inklusive Vertragsabwicklung; Umfang von mindestens 1.200 bereitgestellten Lizenzen.
· Leistungszeitraum: Vertragsende des Referenzprojekts ist nicht älter als 3 Jahre, gerechnet ab dem Zeitpunkt der Auftragsbekanntmachung dieses Vergabeverfahrens Projekte, die zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe in Ausführung befindlich sind, sind gleichwertig zulässig


Bitte beachten Sie, dass zur Überprüfbarkeit der persönlichen Referenzen die Kontaktdaten des Ansprechpartners (Name, E-mail, Telefonnummer) des Referenzgebers angegeben werden müssen.
Hinweis:
Wenn durch die Referenzprüfung festgestellt wird, dass das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat, wird das Angebot des Unternehmens vom weiteren Vergabeverfahren ausgeschlossen.
☐ Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir die Referenz/en nachweisen kann/können und haben das Dokument „Anlage 2.5_Referenzvordruck“ beigelegt.

2. Nachweis als autorisierter Broadcom-/VMware-Lizenzpartner bzw. autorisierter Reseller
☐ Der geforderte Nachweis liegt dem Angebot bei.


3. Nachweis einer Zertifizierung nach DIN EN ISO 9001 oder vergleichbar
☐ Der geforderte Nachweis liegt dem Angebot bei.





[bookmark: _Toc103691344][bookmark: _Toc104195399][bookmark: _Toc242708008]IV. Bedingungen für die Ausführung des Auftrags


1. [bookmark: _Toc34304480][bookmark: _Toc103691345][bookmark: _Toc104195400][bookmark: _Toc242708009]Eigenerklärung zum Nichtvorliegen von Ausschlussgründen nach §§ 123, 124 GWB

☐ a. Ich/Wir erkläre(n), dass
- keine Person, deren Verhalten[footnoteRef:1] meinem/unserem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen meinem/unserem Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach[footnoteRef:2]: [1:  Das Verhalten einer rechtskräftigen verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung.]  [2:  Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße stehen einer Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich. ] 

i. § 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),
ii. § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen,
iii. § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte),
iv. § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
v. § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
vi. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 299b des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen),
vii. § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern),
viii. den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete),
ix. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder
x. den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis 233a des Strafgesetzbuches (Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung).
- mein/unser Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nachgekommen ist und diesbezüglich keine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung vorliegt bzw. mein/unser Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass ich/wir mich/uns zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- und Strafzuschläge verpflichtet habe(n).
☐ b. Ich/Wir erkläre(n), dass mein/unser Unternehmen nicht
· bei der Ausführung öffentlicher Aufträge gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat,
· zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens kein Insolvenzverfahren oder kein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse nicht abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen nicht im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat,
· im Rahmen der beruflichen Tätigkeit eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens[footnoteRef:3] infrage gestellt wird.  [3:  Vgl. Fußnote 1] 

☐ c. Ich/Wir erkläre(n), dass
· ich/wir nicht nach §21 MiLoG mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind oder, falls dies geschehen ist, in der Anlage geeignete und vollständige Erklärungen/ Nachweise zur Wiederherstellung unserer Zuverlässigkeit beifügen.
· Uns ist bekannt, dass der öffentliche Auftraggeber bei Aufträgen ab einer Höhe von 50.000 Euro für den Bieter, der den Zuschlag erhalten soll, vor der Zuschlagserteilung eine Auskunft aus dem Wettbewerbsregister anfordert (§19 Absatz 4 MiLoG).

Hinweis für ausländische Bewerber/Bieter
Bei ausländischen Bewerbern/Bietern wird eine gleichwertige Bescheinigung von Gerichts- oder Verwaltungsbehörden ihres Herkunftslandes verlangt. Die gleichwertige Bescheinigung darf nicht älter als drei Monate sein. Die Auskunft aus dem Wettbewerbsregister wird von der Vergabestelle vor Auftragserteilung eingeholt, die gleichwertige Bescheinigung ist vor Zuschlagserteilung vom angefragten Bieter vorzulegen.
Hinweis zur Selbstreinigung gemäß § 125 GWB
Sofern Sie sich in einer der vorgenannten Situation befinden, können Sie auch Nachweise dafür erbringen, dass Sie ausreichende Maßnahmen getroffen haben, um trotz des Vorliegens eines einschlägigen Ausschlussgrundes dieser nicht zur Anwendung kommt. Zu diesem Zweck weisen Sie nach, dass Sie einen Ausgleich für jegliche durch eine Straftat oder Fehlverhalten verursachten Schaden gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet haben, die Tatsachen und Umstände umfassend durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden geklärt und konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen haben, die geeignet sind, weitere Straftaten oder Verfehlungen zu vermeiden oder Sie die Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung vorgenommen oder sich zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet haben. Dieser Nachweis ist zusammen mit dieser Eigenerklärung der Bewerbung bzw. dem Angebot beizufügen. 

2. [bookmark: _Toc34304481][bookmark: _Toc103691346][bookmark: _Toc104195401][bookmark: _Toc242708010]Verpflichtungs- und Haftungsfreistellungserklärung gemäß Mindestlohngesetz

Mit Wirkung zum 1. Januar 2015 trat das Mindestlohngesetz (MiLoG) in Kraft. Es regelt einen flächendeckenden, branchenunabhängigen Mindestlohn. Es sieht vor, dass jeder Arbeitnehmer in Deutschland einen Anspruch auf Mindestlohn in der jeweils gültigen Höhe hat. Die Einhaltung dieses Gesetzes obliegt nicht nur den Arbeitgebern, sondern auch deren Auftraggebern.
Das Mindestlohngesetz gilt nur für Unternehmen, die Mitarbeiter in Deutschland beschäftigt haben.
☐ Ich habe / Wir haben Mitarbeiter in Deutschland beschäftigt und bestätigen folgendes:
Der Auftragnehmer bestätigt gegenüber dem Auftraggeber hiermit ausdrücklich die ausnahmslose Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben des Mindestlohngesetzes, insbesondere die Einhaltung der nachfolgenden Bestimmungen:
(1) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, bei Ausführung von Aufträgen des Auftraggebers alle ihm aufgrund des Mindestlohngesetzes obliegenden Pflichten in seinem Betrieb einzuhalten. Hiervon sind insbesondere – aber nicht abschließend – umfasst:
-	Entsprechend § 20 MiLoG ein Arbeitsentgelt an seine im Inland beschäftigten Arbeitnehmer/innen mindestens in Höhe des Mindestlohns nach § 1 Abs. 2 MiLoG spätestens zu dem in § 2 Abs. 1 MiLoG bestimmten Fälligkeitszeitpunkt zu zahlen.
-	Entsprechend § 17 MiLoG Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit seiner Arbeitnehmer/innen rechtzeitig aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre beginnend an dem für die Aufzeichnung maßgeblichen Zeitpunkt aufzubewahren.
-	Entsprechend § 16 MiLoG als Arbeitgeber mit Sitz im Ausland vor Beginn jeder Werk- oder Dienstleistung eine schriftliche Anmeldung in deutscher Sprache bei der zuständigen Behörde der Zollverwaltung vorzulegen.
(2) Der Auftragnehmer verpflichtet sich des Weiteren unwiderruflich dazu, den Auftraggeber auf erstes schriftliches Anfordern von sämtlichen Ansprüchen und Forderungen Dritter, - einschließlich – aber nicht abschließend – von
-	Forderungen der eigenen Arbeitnehmer
-	behördlichen Forderungen einschließlich etwaig rechtskräftig festgesetzter Bußgelder sowie von behördlich erteilten Auflagen
-	sowie auch wegen der im Zusammenhang hiermit anfallenden Rechtsverfolgungs- und Rechtsverteidigungskosten rechtsverbindlich
freizustellen, sofern die geltend gemachten Ansprüche auf Forderungen auf einer behaupteten Verletzung der dem Auftragnehmer aufgrund des Mindestlohngesetzes obliegenden Pflichten beruhen.
(3) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, den Auftraggeber unverzüglich darüber in Kenntnis zu setzen, wenn dem Auftragnehmer gegenüber zivilrechtliche Ansprüche eigener Arbeitnehmer geltend gemacht werden, sofern diese Ansprüche im Zusammenhang mit dem Mindestlohngesetz stehen, oder wenn gegen den Auftragnehmer ein Ordnungswidrigkeitsverfahren eingeleitet worden ist und das Ordnungswidrigkeitsverfahren im Zusammenhang mit dem Mindestlohngesetz steht.
(4) Zusätzlich zu der Pflicht des Auftragnehmers zur Haftungsfreistellung verpflichtet sich der Auftragnehmer für jeden Fall der Verletzung der dem Auftragnehmer aufgrund des Mindestlohngesetzes obliegenden Pflichten sowie für jeden Fall der Verletzung der in dieser Vereinbarung übernommenen Pflichten dem Auftraggeber pro Verletzungsfall eine Vertragsstrafe in einer vom Auftraggeber nach billigem Ermessen zu bestimmenden und vom zuständigen Amts- und Landgericht überprüfbaren Höhe zu zahlen.
(5) Für den Fall des Verstoßes gegen die Pflichten aus dem Mindestlohngesetz durch den Auftragnehmer sowie auch für den Fall des Verstoßes des Auftragnehmers gegen die von ihm in dieser Vereinbarung übernommenen Pflichten ist der Auftraggeber außerdem berechtigt, den Vertrag außerordentlich und fristlos aus wichtigem Grund zu kündigen.
☐ Ich habe / Wir haben keine Mitarbeiter in Deutschland beschäftigt.

3. [bookmark: _Toc103691347][bookmark: _Toc104195402][bookmark: _Toc242708011]Eigenerklärung zur Anerkennung der Antikorruptionserklärung

☐ Ich/Wir erkläre(n), dass
a) Auftraggeber (AG) und Auftragnehmer (AN) sich verpflichten, alle erforderlichen Maßnahmen zur Vermeidung von Korruption zu ergreifen. Der AN stellt insbesondere durch organisatorische Maßnahmen und Belehrungen seiner Mitarbeiter sicher, dass er bzw. seine Mitarbeiter in den Geschäftsbeziehungen mit dem AG

i. keine strafbaren Handlungen begehen, die unter die §§ 298, 299, 333, 334 StGB fallen,
ii. die dem AN im geschäftlichen Verkehr anvertrauten Vorlagen oder Vorschriften und Informationen des AG, auch auf Disketten, CD oder sonstigen Datenträgern, nicht zu Zwecken des Wettbewerbs oder der Eigennutzung unbefugt verwerten oder an Dritte weiter geben,
iii. Mitarbeitern des AG keine Zuwendungen oder andere Vorteile anbieten werden bzw. solche von diesen angenommen werden,
iv. Dritte nicht zu Handlungen gemäß Absatz 1, Buchstaben a) - c) anstiften bzw. hierzu Beihilfe leisten werden

b) Bei jedem Verstoß gegen die in Absatz 1 festgelegten Regelungen hat der AN dem AG eine Vertragsstrafe von 10% der Auftragssumme netto, mindestens jedoch 5.000,- € als Vertragsstrafe zu zahlen,- gegen deren Anfall die Einrede des Fortsetzungszusammenhangs ausgeschlossen ist.
c) Bei einem Verstoß des AN oder seiner Mitarbeiter gegen die in Absatz 1 Buchstaben a) - d) festgelegten Regelungen ist der AG zur außerordentlichen fristlosen Kündigung des Vertrags und zum Ausschluss von der Vergabe weiterer Aufträge berechtigt.




4. [bookmark: _Toc242708012][bookmark: _Toc105490210][bookmark: _Hlk108095339][bookmark: _Hlk107846399]Eigenerklärung Ausschluss Interessenkonflikt

☐ Ich/Wir bestätigen, dass ich/wir
a) in keinem Interessenkonflikt im Zusammenhang mit diesem Auftrag stehe/stehen, wobei sich ein Interessenkonflikt insbesondere aus wirtschaftlichen Interessen, politischen Affinitäten oder nationalen Bindungen, familiären oder freundschaftlichen Beziehungen sowie sonstigen Bindungen oder Interessen ergeben kann;
b) dem öffentlichen Auftraggeber umgehend jeden Sachverhalt anzeige/anzeigen, der einen Interessenkonflikt darstellt oder zu einem solchen führen könnte;
c) keine Angebote gleich welcher Art gemacht habe/haben und auch in Zukunft nicht machen werde/werden, mit denen ein Vorteil versprochen, angeboten oder gewährt wird;
d) weder mittelbar noch unmittelbar als Anreiz oder Entgelt für die Vergabe des Auftrags oder die Erfüllung des Auftrags finanzielle Vorteile oder Sachleistungen gewährt, erhalten, zu erhalten versucht oder angenommen habe/haben, die – unmittelbar oder mittelbar – als rechtswidriges Verhalten oder Bestechung bzw. Bestechlichkeit anzusehen sind, und dies auch künftig unterlassen wird;
e) dem Auftraggeber im Rahmen dieser Ausschreibung richtige, wahrheitsgemäße und vollständige Auskünfte geliefert habe/haben.



5. [bookmark: _Toc103691348][bookmark: _Toc104195403][bookmark: _Toc242708013]Scientology Schutzerklärung
☐ Ich/Wir bestätigen die beigelegte unterschriebene „Anlage 2.2_Formblatt Schutzerklärung_Scientology“.

6. [bookmark: _Toc107494706][bookmark: _Toc242708014]Russlandsanktionen Erklärung
☐ Ich/Wir bestätigen die beigelegte unterschriebene „Anlage 2.6_Formblatt Eigenerklärung Russlandsanktionen“.

Mit freundlichen Grüßen

     
Unterschrift (Textform nach § 126 b BGB ausreichend)[footnoteRef:4] [4:  Ist durch Gesetz Textform vorgeschrieben, so muss eine lesbare Erklärung, in der die Person des Erklärenden genannt ist, auf einem dauerhaften Datenträger abgegeben werden. Ein dauerhafter Datenträger ist jedes Medium, das es dem Empfänger ermöglicht, eine auf dem Datenträger befindliche, an ihn persönlich gerichtete Erklärung so aufzubewahren oder zu speichern, dass sie ihm während eines für ihren Zweck angemessenen Zeitraums zugänglich ist, und geeignet ist, die Erklärung unverändert wiederzugeben. Für die Wahrung der Textform reicht es aus, wenn bei juristischen Personen oder Handelsgesellschaften der Firmenname und die Rechtsform genannt wird.  Damit ist die Abgabe eines Teilnahmeantrages/Angebotes unter Angabe des Namens und der Rechtsform des Bieters formgültig. Einer handschriftliche Unterschrift bedarf es daher nicht.] 
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